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1. Instanz

Aktenzeichen S 4 RJ 496/02 A
Datum 07.11.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 R 169/04
Datum 01.06.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufungen des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom
07.11.2003 sowie den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
07.07.2003 werden zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber den Anspruch des KlÃ¤gers auf Ren- te wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit aus der deutschen Versi- cherung unter
BerÃ¼cksichtigung deutscher, Ã¶sterreichischer und slowenischer
Versicherungszeiten. Der 1942 geborene KlÃ¤ger ist slowenischer
StaatsangehÃ¶riger und hat seinen Wohnsitz in Slowenien. Beim Rentenantrag gab
er an, nach Abschluss der Volkschule zunÃ¤chst in der Landwirtschaft gearbeitet
und anschlieÃ�end MilitÃ¤rdienst geleistet zu haben. Von 1966 bis 1973 habe er in
Deutschland gearbeitet, anschlieÃ�end einige Monate in Ã�sterreich. Neben der
Arbeit habe er eine Lehre zum Maurer gemacht. Nach der BestÃ¤tigung vom Juli
1961 wurde eine Fachausbildung mit dem Titel "halbqualifizierter Arbeiter im Beruf
Maurer" Fach Bauwesen anerkannt. Ein erster Rentenantrag bei der Beklagten zu 1)
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vom 05.02.1998 wurde nach Auswertung des aus Slowenien Ã¼bersandten
Gutachtens, wonach zwar als Sicherheitsbediensteter nicht mehr gearbeitet werden
kÃ¶nne, aber leichte Arbeiten ohne besondere physische und psychische
Anforderungen noch verrichtet werden kÃ¶nnen, mit Bescheid vom 21.02.2000
abgelehnt. Zur BegrÃ¼ndung wurde auf die noch vollschichtige LeistungsfÃ¤higkeit
hingewiesen und im Ã�brigen ein Merkblatt Ã¼ber die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen Ã¼bersandt mit dem Hinweis, dass auch diese fÃ¼r einen
Rentenanspruch nicht erfÃ¼llt seien.

Bei der Beklagten zu 1) stellte der KlÃ¤ger erneut am 28.08.2001 den jetzt
streitigen Rentenantrag. Nach dem Versicherungsverlauf des slowenischen
TrÃ¤gers hat er von MÃ¤rz 1991 bis September 1995 in Ã�sterreich Beitragszeiten
zurÃ¼ckgelegt und von Oktober 1995 bis Mai 1998 in Slowenien Sozialhilfe
bezogen. Seit Mai 1998 hat er Rentenanspruch aus der slowenischen Versicherung.
Nach dem Versicherungsverlauf des Ã¶sterreichischen TrÃ¤gers hat der KlÃ¤ger
neben den 8 Monaten Beitragszeit im Jahre 1973 in der Zeit von MÃ¤rz 1991 bis Juli
1997 insgesamt 36 Beitragsmonate sowie 7 Monate Ersatzzeiten wegen
Krankengeldbezug bzw. Arbeitslosengeldbezug zurÃ¼ckgelegt. Auch der
Ã¶sterreichische TrÃ¤ger hatte, zunÃ¤chst mit der BegrÃ¼ndung InvaliditÃ¤t lÃ¤ge
nicht vor, den Rentenantrag abgelehnt, ab 01.10.1998 wird jedoch aufgrund des
Bescheides vom 22.12.2000 in Ã�sterreich Pension bezahlt. Die Beklagte zu 1) wies
den erneuten Rentenantrag mit Bescheid vom 19.11.2001 ab und fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung aus, dass die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nach Â§ 43
SGB VI auch unter Zusammenrechnung der deutschen und slowenischen Zeiten
nicht erfÃ¼llt seien. Im maÃ�geblichen Zeitraum vom 01.04.1993 bis 05.09.2001
sei keine nach dem deutsch-slowenischen Sozialversicherungsabkommen
anrechenbare Pflichtbeitragszeit vorhanden. Den Widerspruch wies sie mit
Widerspruchsbescheid vom 23.01.2002 zurÃ¼ck. Aus GrÃ¼nden der
Verwaltungsvereinfachung sei nicht geprÃ¼ft worden, ob Erwerbsminderung
Ã¼berhaupt vorliege. Gegen diese Bescheide richtet sich mit Schreiben vom
28.03.2002 zum Sozialgericht Landshut erhobene Klage. Zur BegrÃ¼ndung trug der
KlÃ¤ger vor, er sei mit dem Bescheid auf keinen Fall einverstanden. Er habe alle
PflichtbeitrÃ¤ge entrichtet und die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit sei bereits am
17.01.1994 eingetreten, als er aufgehÃ¶rt habe zu arbeiten. Mit einer Untersuchung
in Deutschland erklÃ¤rte sich der KlÃ¤ger nicht einverstanden, da er seit Mai 1998
in Slowenien als Invalide berentet sei und auch Altersrente in Ã�sterreich beziehe.
Alle dortigen Gutachter hÃ¤tten seine Erwerbsminderung festgestellt. Ein Attest
seines behandelnden Psychiaters Ã¼ber den derzeitigen Zustand fÃ¼ge er bei.

Das Sozialgericht Landshut wies mit Urteil vom 07.11.2003 die Klage mit der
BegrÃ¼ndung ab, dem KlÃ¤ger stehe keine Rente wegen Berufs- oder
Erwerbsminderung zu, da die besonderen versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen unter keinem Gesichtspunkt erfÃ¼llt seien. Er habe auch
insbesondere nicht den Zeitraum ab 01.01.1984 durchgehend mit BeitrÃ¤gen
belegt und sei nach den Â§Â§ 197 Abs.2, 198 SGB VI nicht zur freiwilligen
Beitragszahlung berechtigt.

Auch die Beklagte zu 2) hatte einen vom KlÃ¤ger bereits 1994 gestellten Antrag mit
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Bescheid vom 17.03.1997 abgelehnt, da weder Berufs- noch ErwerbsunfÃ¤higkeit
vorliege. In diesem Verfahren waren Widerspruch und Klage zum Sozialgericht
MÃ¼nchen (S 26 RJ 2827/98) erfolglos. Das Sozialgericht hatte durch den Arzt fÃ¼r
Chirurgie Dr.L. und den Neurologen und Psychiater Dr.K. nach Aktenlage ein
Gutachten erstellen lassen. Beide SachverstÃ¤ndige kamen zum Ergebnis, dass der
KlÃ¤ger seit Dezember 1994 ohne zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung noch leichte
und mittelschwere Arbeiten vollschichtig verrichten konnte. Das Sozialgericht hat
mit Gerichtsbescheid vom 21.03.2000 die Klage abgewiesen. Es stÃ¼tzte sich dabei
zur BegrÃ¼ndung auf die genannten Gutachten, wonach der keinen Berufsschutz
genieÃ�ende KlÃ¤ger noch leichte, kurzfristig mittelschwere Arbeiten vollschichtig
verrichten kÃ¶nne. Im Ã�brigen wÃ¤ren selbst bei Annahme eines Leistungsfalls der
ErwerbsunfÃ¤higkeit im MÃ¤rz 1998 die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
nicht erfÃ¼llt.

Bei der Beklagten zu 2) stellte der KlÃ¤ger erneut am 06.09.2001 Rentenantrag,
den diese mit Bescheid vom 30.11.2001 mit der BegrÃ¼ndung abgelehnte, die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen seien nicht erfÃ¼llt. In der Zeit vom
06.04.1992 bis 05.09. 2001 habe der KlÃ¤ger nur 23 Kalendermonate
Beitragszeiten zurÃ¼ckgelegt. Der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid
vom 27.03.2002 mit der gleichen BegrÃ¼ndung abgewiesen. Die dagegen
gerichtete Klage wies das Sozialgericht MÃ¼nchen (S 27 RJ 931/02) mit
Gerichtsbescheid vom 07.07.2003 zurÃ¼ck mit der BegrÃ¼ndung, trotz
Zusammenrechnung der deutschen und Ã¶sterreichischen Versicherungszeiten
erfÃ¼lle der KlÃ¤ger die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht, denn er
habe im maÃ�geblichen Zeitraum von April 1992 bis September 2001 nur 23
Kalendermonate Beitragszeit zurÃ¼ckgelegt.

Kurz vor dem Urteil des Sozialgerichts Landshut ist beim Bayer. Landessozialgericht
ein Schreiben des KlÃ¤gers vom 01.09.2003 eingegangen, das er als Einspruch
gegen den Bescheid vom 25.07. 2003 bezeichnete. Er fÃ¼hrte darin aus, erneut sei
ein Bescheid ergangen, mit wieder anderen GrÃ¼nden und Ausreden, um ihm die
Rente zu versagen. Er sei davon Ã¼berzeugt, dass er unter BerÃ¼cksichtigung der
zwischenstaatlichen Abkommen zwischen Ã�sterreich und Deutschland und
Slowenien und Deutschland einen Anspruch auf Invalidenrente habe und kÃ¶nne
sich deshalb mit keinem der negativen Bescheide abfinden.

AuÃ�erdem legte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 17.03.2004 Berufung gegen das
Urteil vom 07.11.2003 ein. Er bemÃ¤ngelte, dass ihm erneut eine Entscheidung von
11 Seiten Ã¼bersandt wurde, die er in den vorangegangenen zehn Jahren bereits
mehrfach erhalten habe. Es sei aber nicht richtig entschieden, denn er habe in der
Zeit 1991 bis 1993 in Ã�sterreich BeitrÃ¤ge entrichtet.

Beide Berufungen wurden mit Beschluss des Senats vom 24.11.2004 zur
gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung verbunden.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 07.11.2003, den Bescheid der Beklagten
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zu 1) vom 19.11.2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23.01.2002
sowie den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 07.07.2003 und den
Bescheid der Beklagten zu 2) vom 30.11.2001 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 27.03.2002 aufzuheben und ihm ab Antrag Rente
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit bzw. Erwerbsminderung zu bezahlen.

Die Beklagte zu 1) und die Beklagte zu 2) beantragen,

die Berufungen zurÃ¼ckzuweisen.

Beide sind der Auffassung, dass auch unter BerÃ¼cksichtigung der slowenischen
Versicherungszeiten und der Ã¶sterreichischen Zeiten nach dem Beitritt zur
EuropÃ¤ischen Gemeinschaft die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
letztmals bei Eintritt eines Versicherungsfall zum 01.08.1997 erfÃ¼llt waren.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten der Beklagten zu 1) und
der Beklagten zu 2), des Sozialgerichts Landshut und des Sozialgerichts MÃ¼nchen
sowie des Bayer. Landessozialgerichts Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die formgerecht eingelegten Berufungen gegen das Urteil des Sozialgerichts
Landshut vom 07.11.2003 und den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen
vom 07.07.2003 sind jeweils fristgerecht, da die Berufungsschrift gegen das Urteil
des Sozialgerichts Landshut am 26.03.2004 beim Bayer. Landessozialgericht
eingegangen ist. Auch die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen ist zulÃ¤ssig, da ein Nachweis Ã¼ber die Zustellung dieses
Gerichtsbescheids nicht vorliegt. Das Berufungsschreiben gegen diesen
Gerichtsbescheid ist am 10.09. 2003 beim Bayer. Landessozialgericht eingegangen,
ohne dass erkannt wurde, dass es sich um eine Berufung gegen einen
Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen handelt. Die zulÃ¤ssigen
Berufungen erweisen sich jedoch als unbegrÃ¼ndet.

Die jetzt streitigen Entscheidungen gehen auf die AntrÃ¤ge des KlÃ¤gers vom
28.08.2001 und 06.09.2001 zurÃ¼ck, so dass wegen der Antragstellung nach dem
31.03.2001 der Anspruch an den Vorschriften des SGB VI in der ab 01.01.2001
geltenden Fassung zu messen ist (vgl. Â§ 300 Abs.2 SGB VI). Zu Recht sind beide
Sozialgerichte davon ausgegangen, dass der Rentenanspruch des KlÃ¤gers am
Fehlen der versicherungsrechtlichen Voraussetzungen, nÃ¤mlich der 36
PflichtbeitrÃ¤ge innerhalb des FÃ¼nfjahreszeitraums vor Eintritt der
Erwerbsminderung scheitern muss. Dabei steht durch die ausfÃ¼hrlichen
Ermittlungen des Sozialgerichts MÃ¼nchen im Klageverfahren S 26 RJ 2827/98 fest,
dass bis zum Zeitpunkt der Entscheidung in diesem Rechtsstreit der KlÃ¤ger noch in
der Lage war, zumindest leichte Arbeiten vollschichtig zu verrichten und deshalb
weder berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig im Sinne der damals geltenden Â§Â§ 43, 44
SGB VI war. Ebensowenig erfÃ¼llt er die Voraussetzungen nach den ab 01.01.2001
geltenden Vorschriften.
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Das Sozialgericht MÃ¼nchen hatte im rechtskrÃ¤ftig gewordenen Gerichtsbescheid
vom 21.03.2000 festgestellt, dass dem KlÃ¤ger kein Rentenanspruch bis zu diesem
Zeitpunkt zusteht, da er nicht berufs- oder erwerbsunfÃ¤hig ist und bezogen auf die
damalige Antragstellung 1998 auch die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
der 3/5-Belegung nicht erfÃ¼llte. Diese Rentenablehnung ist rechtskrÃ¤ftig
geworden, denn die Entscheidung des Sozialgerichts MÃ¼nchen wurde vom
KlÃ¤ger nicht fristgerecht mit der Berufung angefochten.

Es ergeben sich auch aus den gesamten Unterlagen keine Hinweise darauf, dass
jetzt eine medizinisch abweichende Bewertung betreffend den Eintritt der
Erwerbsminderung nach deutschen Rechtsvorschriften vorzunehmen wÃ¤re. Die
medizinischen Unterlagen wurden im damaligen sozialgerichtlichen Verfahren durch
Dr.K. ausgewertet, der keine maÃ�gebliche zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung
feststellen konnte. Der KlÃ¤ger kann somit mit seinem Vortrag, bereits bei seinem
ersten Antrag 1994 sei er erwerbsunfÃ¤hig gewesen, nicht durchdringen, da sich
dies durch die Auswertung der Unterlagen im frÃ¼heren Gerichtsverfahren nicht
hat beweisen lassen. Es sind vom KlÃ¤ger aber auch keine neueren Unterlagen
diesbezÃ¼glich vorgelegt worden und allein der Umstand, dass der slowenische
VersicherungstrÃ¤ger bereits fÃ¼r einen frÃ¼heren Zeitpunkt
leistungseinschrÃ¤nkende GesundheitsstÃ¶rungen bejaht hat, kann die anderen
VersicherungstrÃ¤ger nicht binden, denn jeder VersicherungstrÃ¤ger stellt nach den
jeweils national geltenden Anspruchsvoraussetzungen das Vorliegen von
ErwerbsunfÃ¤higkeit, oder InvaliditÃ¤t und die ErfÃ¼llung der beitragsrechtlichen
Voraussetzungen unabhÃ¤ngig von den anderen TrÃ¤gern auf der Basis der jeweils
anerkannten Beitragszeiten fest.

Ausgehend davon, dass der KlÃ¤ger keinesfalls vor Juli 1999 berufs- bzw.
erwerbsunfÃ¤hig im Sinne der Â§Â§ 43, 44 SGB VI in der bis 31.12.2000 geltenden
Fassung (a.F.) gewesen ist, erfÃ¼llt er weder unter BerÃ¼cksichtigung und
Zusammenrechnung der deutsch-slowenischen Versicherungszeiten nach dem
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Slowenien
Ã¼ber soziale Sicherheit vom 24.09.1997 (BGBl 1998 II S.1987 ff.), noch nach den
zwischen der Republik Ã�sterreich und der Bundesrepublik Deutschland und ab
01.01.2004 auch im VerhÃ¤ltnis zu Slowenien geltenden EU-Vorschriften
(Verordnung Nr.1408/71 und 574/72) die beitragsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r
den Rentenbezug.

Dies hat seine Ursache darin, dass der KlÃ¤ger den letzten Beitrag im Januar 1994
in Ã�sterreich entrichtet hat und deshalb ausgehend von einem frÃ¼hest
mÃ¶glichen Versicherungsfall nach dem Gerichtsbescheid vom 21.03.2000 der
maÃ�gebliche FÃ¼nfjahreszeitraum wie folgt zu berechnen ist. Bei Annahme eines
Versicherungsfalls im MÃ¤rz 2000 beginnt der FÃ¼nfjahreszeitraum im MÃ¤rz 1995.
In diesem Zeitraum sind neben den Ã¶sterreichischen Beitragszeiten auch die
Schubzeiten wegen Krankheit und Bezug von Arbeitslosengeld von 18 Monaten
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig, so dass der maÃ�gebliche PrÃ¼fungszeitraum sich von
MÃ¤rz 1992 bis MÃ¤rz 2000 erstreckt. In dieser Zeit sind aber nur 24 Monate
PflichtbeitrÃ¤ge in Ã�sterreich einbezahlt. Die Beklagte zu 2) hat darauf bereits in
ihrem Widerspruchsbescheid hingewiesen, wobei dort â�� ohne dass sich eine
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Ã�nderung der errechneten PflichtbeitrÃ¤ge ergibt â�� von einem Zeitraum ab April
1992 ausgegangen wird. An diesem Ergebnis der anrechnungsfÃ¤higen
Beitragszeiten Ã¤ndert sich auch nichts, selbst wenn die slowenischen Zeiten im
Zusammenhang mit den Ã¶sterreichischen Zeiten ab 01.05.2004 aufgrund des
Beitritts von Slowenien zur EuropÃ¤ischen Gemeinschaft berÃ¼cksichtigt werden
kÃ¶nnen. Der KlÃ¤ger hat nÃ¤mlich zwischen 1985 und MÃ¤rz 1991 letztmals
Zeiten in Slowenien zurÃ¼ckgelegt, bevor er im MÃ¤rz 1991 die TÃ¤tigkeit in
Ã�sterreich aufgenommen hat. Somit sind keine weiteren
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Beitragszeiten anrechenbar, denn die Zeit ab 1995 in
Slowenien, wo Sozialhilfe bezogen wurde, kann nicht als Beitragszeit
BerÃ¼cksichtigung finden, da diese anders als Zeiten der Krankheit und der
Arbeitslosigkeit nicht in Art.9a der EWG-Verordnung Nr.1408/71 erfasst ist. Im
Ã�brigen stellten fÃ¼r die Zeit bis zum Beitritt Sloweniens auch Bezugszeiten von
Sozialhilfe nach Art.27 des deutsch-slowenischen Sozialversicherungsabkommens
keine Leistungen dar, die als vergleichbare AufschubtatbestÃ¤nde berÃ¼cksichtigt
werden kÃ¶nnten. Ebensowenig kÃ¶nnen die Zeiten von August 1995 bis Juli 1997
berÃ¼cksichtigt werden, als der KlÃ¤ger nur arbeitssuchend in Ã�sterreich
vorgemerkt war, da nach dem maÃ�geblichen Versicherungsverlauf des
Ã¶sterreichischen TrÃ¤gers es sich hier ja gerade nicht um Ersatzzeiten oder
Beitragszeiten handelt.

Zu einem anderen Ergebnis kÃ¤me man auch nicht, wenn man zugunsten des
KlÃ¤gers, was nach den Gutachten im deutschen Rentenverfahren allerdings nicht
mÃ¶glich ist, zu einer Leistungsminderung ab Oktober 1998 kÃ¤me, wie das der
Ã¶sterreichische VersicherungstrÃ¤ger angenommen hat, denn in diesem Fall
bliebe es dabei, dass in dem maÃ�geblichen Zeitraum von April 1992 bis September
1998 erneut nur 23 Beitragsmonate berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig wÃ¤ren. Zum
gleichen Ergebnis kamen die Beklagte zu 1) und die Beklagte zu 2), als sie
feststellten, dass die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nur fÃ¼r einen vor
August 1997 eingetretenen Versicherungsfall erfÃ¼llt wÃ¤ren. Davon ist aber
keiner der beteiligten VersicherungstrÃ¤ger ausgegangen, denn in Slowenien
begann die Rentenleistung erst am 28.05.1998 und in Ã�sterreich am 01.01.1998.

Damit sind im Ergebnis sowohl die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts MÃ¼nchen
als auch des Sozialgerichts Landshut zu bestÃ¤tigen. Das Sozialgericht MÃ¼nchen
hat im Gerichtsbescheid auch ausfÃ¼hrlich dargestellt, dass der KlÃ¤ger auch die
Ã�bergangsvorschriften des Â§ 241 Abs.2 SGB VI nicht erfÃ¼llt, da weder die
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit vor dem 01.01.1984 eingetreten ist, noch die
Belegung ab 01.01.1984 bis zum Eintritt der mÃ¶glichen Erwerbsminderung
durchgehend mit beitrags- oder anwartschaftserhaltenden Zeiten belegt ist. Zum
gleichen Ergebnis kam das Sozialgericht Landshut und hat darÃ¼ber hinaus zu
Recht darauf hingewiesen, dass es auch keinen Anhaltspunkt dafÃ¼r gibt, dass der
KlÃ¤ger noch zur Zahlung freiwilliger BeitrÃ¤ge fÃ¼r die nicht belegten Zeiten
berechtigt wÃ¤re, denn selbst wenn man zur Antragstellung im Februar 1998
zurÃ¼ckgeht, wÃ¤re die Belegung fÃ¼r das Jahr 1996 gem. Â§Â§ 197, 198 SGB VI
nicht mehr mÃ¶glich gewesen. Ein Beratungsfehler im vorangegangenen Verfahren,
sofern er Ã¼berhaupt vorgelegen hat, kÃ¶nnte somit nicht ursÃ¤chlich fÃ¼r die
fehlende Beitragsentrichtung sein.
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Die Entscheidungen des Sozialgerichts Landshut vom 07.11.2003 und des
Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 07.07.2003 sind somit nicht zu beanstanden und die
dagegen gerichteten Berufungen zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Ziff.1 und 2 SGG, die Revision zuzulassen sind
nicht ersichtlich.

Erstellt am: 03.11.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               7 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/2.html
http://www.tcpdf.org

